
Mittwoch, 7. Dezember 2022 9Schweiz

Berufsmaturanden sind an der Universität
fast so erfolgreich wie Gymnasiasten
Die Passerelle-Prüfung hat sich bewährt – angesichts des Fachkräftemangels wollen Politiker nun jedoch den Zugang vereinfachen

ERICH ASCHWANDEN

DasGymnasiumwerde zunehmend zum
Bildungsweg, der in erster LinieAkade-
mikerkindern offen stehe. Diese Klage
war in den vergangenen Jahren immer
öfter zu hören. Tatsächlich absolvieren
Kinder, deren Eltern ein Hochschul-
studium abgeschlossen haben, viel häu-
figer eine kantonale Matura als Jugend-
liche aus Arbeiterhaushalten. Entspre-
chend sieht die Situation an den univer-
sitären Hochschulen aus.

Um Gegensteuer zu geben und die
Durchlässigkeit des Bildungssystems
zu verbessern, hat die Schweiz die so-
genannte Passerelle eingeführt. Diese
Prüfung öffnet Lehrlingen mit Berufs-
matura und Personen mit Fachmaturi-
tätsausweisen denWeg nicht nur an die
Fachhochschulen, sondern auch an die
universitären Hochschulen. Wer sich in
der Sekundarschule für eine Lehre ent-
schieden hat, kann seinen Entscheid also
noch revidieren.

Unnötige Hürde für Fachkräfte

Doch erfüllt die vor 17 Jahren einge-
führte Passerelle-Ergänzungsprüfung
die in sie gesetzten Erwartungen? Nun
liegen erstmals konkrete Zahlen zur
Beantwortung dieser Frage vor. Franz
Eberle, emeritierter Professor für Gym-
nasialpädagogik an der Universität
Zürich, hat im Auftrag der Schweize-
rischen Maturitätskommission den Er-
folg der Absolventinnen undAbsolven-
ten untersucht.

Was den familiären Bildungshinter-
grund betrifft, fällt das Resultat eindeu-
tig aus.Tatsächlich ist es so, dass rund die
Hälfte der Jugendlichen, die eine klas-
sische, gymnasiale Matur machen, aus
einem Akademikerhaushalt stammen.
Bei den Studierenden, die über die Pas-
serelle an eine Uni oder ETH kommen,
ist es nur ein Viertel. «Die Passerelle ist
also ein kleiner Beitrag dazu, die soziale
Selektivität des Zugangs zu gymnasia-
len Maturitätsschulen zu glätten», stellt
Eberle fest.

Vergleichsweise bescheiden ist der
Beitrag deshalb,weil nur etwas mehr als
3 Prozent der Studierenden an den uni-
versitären Hochschulen die Passerelle-
Prüfung absolviert haben. Die Zahl der
Passerelle-Prüfungen nimmt jedoch zu.

Eberle hat ausserdem untersucht,wie
erfolgreich Absolventen der Passerelle-
Prüfung in ihrem Studium sind. Dafür
hat der Wissenschafter die Daten des
Bundesamts für Statistik für die Stu-
dienanfänger des Jahres 2012 bis 2015

bis zur Bachelor-Stufe analysiert. 66,2
Prozent der Studierenden mit Passe-
relle hatten innerhalb von 5 Jahren
einen Bachelor-Abschluss gemacht. Bei
den Studierenden mit einer kantona-
len Matura war die Quote etwas höher.

Dort lag sie bei 70,3 Prozent. Für eine
differenzierteAnalyse der weiteren Stu-
dienstufen wie Master sind die Daten
wegen der seit dem Jahre 2012 relativ
geringen Zahl von Passerelle-Absolven-
ten noch wenig belastbar.

DieAbbruchquote ist bei den ehema-
ligen Lehrlingen etwas höher. Von den
Maturandinnen und Maturanden mit

einer anerkannten kantonalen Matura
brechen 18,9 Prozent ihr Studium ab.
Bei den Passerelle-Absolventen sind es
22,2 Prozent. «Wenn man bedenkt, dass
die Berufsmaturanden durchschnittlich
nur einenDrittel derUnterrichtsstunden
vonGymnasiasten haben,kannman von
einem grossen Erfolg sprechen», betont
Eberle. Die gute Quote zeige, dass vor
allem sehr begabte Berufsmaturanden
ein universitäres Studium aufnähmen.

Dies ist nicht zuletzt darauf zurück-
zuführen, dass die Hürden für Jugend-
liche mit Berufsmatura hoch sind, um an
einer universitären Hochschule studie-
ren zu können. Die Passerelle-Prüfung
beinhaltet nämlich einen grossen Teil
des an Gymnasien vermittelten Stoffs.
Es werden Deutsch, eine zweite Landes-
sprache oder Englisch, Geschichte und
Geografie sowie Naturwissenschaften
und Mathematik geprüft. Viele Jugend-
liche ziehen es deshalb vor, nach der Be-
rufsmatura an eine Fachhochschule zu
wechseln, für die es keine zusätzliche
Prüfung braucht.

Für die SP-Nationalrätin Nadine
Masshardt ist die Passerelle-Prüfung in

gewissen Fällen «ein unnötiger Stein,
der Jugendlichen in den Weg gelegt
wird». So zum Beispiel für die Absol-
ventin einer Polymechaniker-Lehre, die
nach der Berufsmatura ein Ingenieur-
studium an der ETH in Angriff neh-
men wollte. Nachdem der Nationalrat
im September ein entsprechendes Pos-
tulat Masshardts überwiesen hat, muss
der Bundesrat nun prüfen, unter wel-
chen Bedingungen ein direkter Über-
tritt an die universitären Hochschulen
möglich sein soll. Eine völlige Abschaf-
fung fordert Masshardt nicht.

Parmelin gegen Aufweichung

Eberle ist von dieser Idee wenig begeis-
tert. Seine Untersuchungen haben näm-
lich gezeigt, dass die allgemeine Stu-
dierfähigkeit in wesentlichen Kompo-
nenten geringer ist als jene von gymna-
sialenMaturandinnen undMaturanden.
«Vor allem im Bereich Mathematik gibt
es einen empirisch belegten Rückstand
von Berufsmaturandinnen und -matu-
randen», sagt Eberle. Auch Bundesrat
Guy Parmelin hält nichts von einerAuf-

weichung der Übertrittsbedingungen.
Im Nationalrat erklärte der Bildungs-
minister, dies würde «dem 2019 von
Bund und Kantonen erneut bestätigten
Ziel, die Profile auf der Tertiärstufe zu
schärfen, entgegenstehen». Es soll also
vermieden werden, dass sich die Univer-
sitäten und die Fachhochschulen ständig
weiter angleichen.

Masshardt begründet ihren Vorstoss
mit dem allgemeinen Fachkräftemangel.
Dieser ist bei den Lehrerinnen und Leh-
rern besonders akut.Auch in diesemBe-

reich laufen daher Bemühungen, die
Passerelle abzuschaffen. Vor kurzem
hat die Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur des Nationalrates
eine Motion verabschiedet, die Berufs-
maturanden den prüfungsfreien Über-
tritt an die pädagogischen Hochschulen
(PH) ermöglichen will.

In einem Interview mit der NZZ
erklärte der Urner Mitte-National-
rat Simon Stadler, dass die Berufs-
matura im derzeitigen Aufnahmever-
fahren quasi bedeutungslos sei. «Auf
dem zweiten Bildungsweg, also mit
Lehre und anschliessender Vollzeit-Be-
rufsmatura, dem Vorkurs und der Auf-
nahmeprüfung, braucht man lange, bis
man erst einmal an der pädagogischen
Hochschule ist. Dann folgen drei Jahre
Studium. Das ist eine unnötige Hürde»,
kritisierte Stadler.

Franz Eberle glaubt nicht, dass dies
eine kluge Idee ist, um den Lehrerman-
gel zu bekämpfen. Laut seiner Analyse
fehlt den Berufsmaturanden ohne zu-
sätzliche Ausbildung ein erheblicher
Teil der Allgemeinbildung, die gerade
für den Unterricht auf der Primarstufe
ganz wichtig sei. Ähnlich argumentiert
auch Dagmar Rösler, die Präsidentin
des Schweizer Lehrerverbandes. In der
«NZZ am Sonntag» erklärte sie, es brau-
che ein vergleichbares Grundwissen,
und dieses sei bei Berufsmaturanden
nicht gegeben.Doch die Entscheide des
Parlaments zeigen, dass der Druck für
eine mindestens teilweise Abschaffung
der Passerelle-Prüfung anhalten wird.

Die soziale Durchmischung ist an den Universitäten (im Bild: St. Gallen) nicht sehr hoch. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Schlag gegen Kinderpornografie –
Jugendliche wissen oft nicht, dass sie illegal handeln
Die Waadtländer Polizei hat 96 Personen einvernommen, die pädophiles Material heruntergeladen hatten

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Die Kantonspolizei Waadt hat keine
Mittel gescheut: 27 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter waren während zweier
Monate mit der Mission beschäftigt –
und was die Folge daraus ist, lässt auf-
horchen. Nicht weniger als 96 Perso-
nen sind allein in der Waadt einver-
nommen worden, weil sie pädokrimi-
nelles Material heruntergeladen hatten.
Die Polizei kommunizierte über den Fall
am Montag.

42 Hausdurchsuchungen wurden
durchgeführt und 311 Computer,Mobil-
telefone, Speichergeräte und andere
Kommunikationsmittel beschlagnahmt.
Was fand sich auf diesen Datenträgern?
GemässAngaben derWaadtländer Poli-
zei gibt es verschiedenartige Fälle: Zwei
sind derart gravierend, dass Unter-
suchungshaft angeordnet worden ist.

Eine Person wird beschuldigt, ein Mäd-
chen sexuell missbraucht zu haben.

Sexting ist oft illegal

Viele Fälle betreffen Personen, die im
Wissen waren, verbotenes Material zu
besitzen. In anderen ist es nicht so:Zahl-
reiche Einvernahmen seien in Zusam-
menhang mit Personen erfolgt, denen
die Illegalität ihres Handelns nicht be-
wusst war. «Ein Teil der Anzeigen be-
trifft Internetnutzer, die illegale Dateien
weiterleiteten, um die Empfänger zu in-
formieren oder weil sie es lustig fanden»,
sagt die Polizei.

Das Strafgesetzbuch spricht eine
klare Sprache: Wer pornografische In-
halte mit Minderjährigen besitzt, ande-
ren zeigt oder zugänglichmacht,wirdmit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder
Geldstrafe bestraft, heisst es in Artikel

197.Gerade Jugendlichen ist dies manch-
mal nicht bewusst. Die Waadtländer
Polizei ruft es ihnen nun mit aller Deut-
lichkeit in Erinnerung.Mehrere Jugend-
liche wurden einvernommen, weil sie
beim sogenannten Sexting – also dem
Austausch von expliziten Bildern oder
Videos via Nachrichtendienste – illega-
les Material verschickt hatten.

Die Kantonspolizei betont auf An-
frage aber, dass die Mehrheit der Fälle
nicht Sexting unter Jugendlichen be-
treffe. Es handle sich vielmehr um Fälle
von Pornografie mit Kindern, bei denen
zudem kein Zweifel daran bestehe, dass
diese zum Zeitpunkt der Tat unter 16
Jahren alt waren.

Niemals Material weiterleiten

Erhält eine Person illegale Pornogra-
fie – also Darstellungen, die sexuelle

Handlungen mit Kindern, Tieren oder
Gewaltanwendung enthalten –, darf
sie diese keinesfalls weiterleiten. Die
Waadtländer Polizei erinnert daran, wie
sie sich dann zu verhalten habe: Zuerst
soll sie die Datei beim Betreiber der
Website oder der Applikation als unan-
gemessen melden.

Danach soll sie das Nationale Zen-
trum für Cybersicherheit (NCSC) in-
formieren. Dieses hat auf seiner Web-
site ein entsprechendes Formular aufge-
schaltet.Wichtig ist, dass man die Datei
nicht auf seinemGerät speichert – sonst
macht man sich ebenfalls strafbar.

Hinweise aus den USA

Wie ist die Polizei überhaupt an diese
Informationen gelangt? Die meisten
Hinweise stammen vom amerikanischen
National Center forMissing and Exploi-

ted Children (NCMEC). In den USA
befinden sich die meisten Betreiber von
Plattformen, über welche kinderporno-
grafisches Material geteilt wird.

MittelsAlgorithmen fischen die ame-
rikanischen Behörden das verbotene
Material aus dem riesigen Datenfluss
und melden dieses dann den Ländern,
in denen die illegaleAktivität mutmass-
lich stattgefunden hat. In der Schweiz
gelangen die Informationen zum Bun-
desamt für Polizei (Fedpol). Dieses
stellt erste Untersuchungen über die
mögliche Täterschaft an und leitet die
Hinweise dann an die betroffenen Kan-
tone weiter.

Parallel dazu sucht auch das Cyber-
kompetenzzentrum der Genfer Polizei
das Netz nach kinderpornografischem
Material ab. Es konzentriert sich dabei
auf Peer-to-Peer-Plattformen, die von
Pädokriminellen genutzt werden.

Eine Motion fordert,
Berufsmaturanden
ohne Prüfung an die
pädagogischen Hoch-
schulen zuzulassen.

Nur etwas mehr als
3 Prozent der Uni-
Studenten haben die
Passerelle-Prüfung
absolviert.


